
 

 

 

 
Lörrach, im Juli 2016 

 
 
Mandantenrundschreiben „Heilberufe“ im Juli 2016 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Ihnen nun vorliegende Branchenbrief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante 

Änderungen im Steuer- und Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass 

bieten, auch bestehende Sachverhalte zu überprüfen. 

 

Bitte lesen Sie im Einzelnen: 

1. Entgeltfortzahlung: Urlaub oder Kur? 

2. Elternzeit: Verlangen per Fax ist unwirksam 

3. Entfernungspauschale: Unfallkosten sind mit abgegolten 

4. Beiträge zur Berufshaftpflichtversicherung: Bei angestelltem Rechtsanwalt kein Arbeitslohn 

5. Wann Säumniszuschläge erlassen werden können 

6. Achtung, wenn der Vorläufigkeitsvermerk ersetzt und eingeschränkt wird 

7. Welche Rolle spielen Steuer-CDs für die Wirksamkeit einer Selbstanzeige? 

8. Prozesskosten einer Klage auf Schmerzensgeld sind keine außergewöhnlichen Belastungen 

9. Wann die Kosten einer Heimunterbringung als außergewöhnliche Belastungen abziehbar sind 

10. Umsatzsteuer: Ist die Anmietung von Parkplätzen für Mitarbeiter steuerpflichtig? 

11. Private Internetnutzung am Arbeitsplatz: Arbeitgeber darf Arbeitnehmer kontrollieren 

12. Gerichtsverfahren: Welche Entschädigung gibt es bei überlanger Verfahrensdauer? 

13. Sturz in der Reha-Klinik: Arbeitsunfall ja oder nein? 

14. Umsatzsteuer: Sind Leistungen eines Laborarztes steuerbefreit? 

15. Studienkosten der eigenen Kinder: Kein Abzug als Betriebsausgaben 

16. Unerlaubte Mehrarbeit: Wie sind Zahlungen steuerlich zu behandeln? 

17. Häusliches Arbeitszimmer: Gemischte Nutzung ist nicht erlaubt 

18. Haushaltsnahe Dienstleistungen: Notrufsystem ist begünstigt 

19. Heileurythmistin: Keine freiberufliche Tätigkeit 

20. Verpflegung durch Arbeitgeber führt nicht immer zu Arbeitslohn 
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21. Kündigung: Wann gilt diese als zugegangen? 

22. Jobtickets: Wann ist die 44 EUR-Grenze anwendbar? 

23. Private Nutzung eines Fitnessstudios durch Arbeitnehmer unterliegt der Umsatzsteuer 

24. Unter welchen Voraussetzungen kann ein verbleibender Verlustvortrag festgestellt werden? 

25. Hintergrunddienst der Rettungshelfer: Vergütungen sind steuerfrei 

 

Inhalt 

 
Mit freundlichen Grüßen 
WEKO 
 
 
gez. gez. 
Markus Welte ppa. Andreas Kundlacz 
Steuerberater Steuerberater  
Wirtschaftsprüfer 
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1. Entgeltfortzahlung: Urlaub oder Kur? 

Während einer Kur haben Arbeitnehmer Anspruch auf Entgeltfortzahlung. Das gilt aber nur dann, 
wenn die Kur nicht wie ein Erholungsurlaub gestaltet ist und in einer Einrichtung der 
medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation durchgeführt wird. 

Hintergrund 

Eine Köchin unterzog sich einer ambulanten Kur auf der Insel Langeoog. Diese wurde von der 
Krankenkasse bezuschusst. Im Kur- und Wellnesscenter erhielt sie 30 Anwendungen, u. a. 
Meerwasserwarmbäder, Bewegungsbäder, Massagen, Schlickpackungen und Lymphdrainagen. 
Außerdem sollte sie täglich in der Brandungszone inhalieren. Ihr Arbeitgeber stellte die Arbeitnehmerin 
für die Dauer der Kur unter Fortzahlung ihrer Vergütung aber nicht frei. Daraufhin beantragte die Köchin 
Urlaub, den der Arbeitgeber bewilligte. Mit ihrer Klage will die Arbeitnehmerin erreichen, dass der 
genommene Urlaub nicht auf den Urlaubsanspruch angerechnet wird. 

Entscheidung 

Das Bundesarbeitsgericht lehnte jedoch den Entgeltfortzahlungsanspruch der Arbeitnehmerin während 
ihrer Kur auf Langeoog ab. Denn Erholungskuren, die ohne akuten Krankheitsanlass nur der Vorbeugung 
gegen allgemeine Abnutzungserscheinungen oder der bloßen Verbesserung des Allgemeinbefindens 
dienen, sind keine medizinischen Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnahmen. 

Die Klägerin konnte nicht nachvollziehbar darlegen, dass es sich im konkreten Fall nicht um eine solche 
Erholungskur handelte, sondern dass ihr ein akuter Krankheitsanlass zugrunde lag. Die Kur war vielmehr 
wie ein Urlaub ausgestaltet, da die Klägerin bei nur wenigen Anwendungen pro Tag 3-wöchigen 
Aufenthalt auf Langeoog wie einen Erholungsurlaub frei gestalten konnte. 

Die vorgelegten ärztlichen Bescheinigungen genügten nicht. 

Deshalb besteht hier kein Anspruch auf Fortzahlung des Arbeitsentgelts nach den gesetzlichen 
Vorschriften über die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall. 

2. Elternzeit: Verlangen per Fax ist unwirksam 

Elternzeit muss rechtzeitig und schriftlich vom Arbeitgeber verlangt werden. Fax oder E-Mail 
genügen nicht der gesetzlich geforderten Schriftform. Dieser Formfehler kann dazu führen, dass 
das Elternzeitverlangen nichtig ist. 

Hintergrund 

Eine Angestellte hatte am 10.6.2013 ihrem Arbeitgeber mitgeteilt, dass sie Elternzeit für 2 Jahre in 
Anspruch nimmt. Das Schreiben übermittelte sie per Telefax. Am 15.11.2013 kündigte der Arbeitgeber 
das Arbeitsverhältnis. Die Angestellte wehrte sich gegen die Kündigung und argumentierte, dass der 
Arbeitgeber wegen des besonderen Kündigungsschutzes während der Elternzeit nicht kündigen durfte. 

Entscheidung 

Nachdem die Klägerin von den Vorinstanzen Recht bekommen hatte, erlitt sie vor dem 
Bundearbeitsgericht eine Niederlage. Denn die Richter entschieden, dass das Arbeitsverhältnis durch die 
Kündigung vom 15.11.2013 aufgelöst worden war. Auf den Sonderkündigungsschutz während der 
Elternzeit kann sich die Klägerin nicht berufen. Die Klägerin hatte ihre Elternzeit mittels Telefax 
angekündigt, was nicht dem Schriftformerfordernis des Gesetzes entspricht. Der Formfehler führt dazu, 
dass das Elternzeitverlangen nicht wirksam war. 

Ein treuwidriges Verhalten des Arbeitgebers konnte das Bundesarbeitsgericht nicht erkennen, auch wenn 
dieser erst einige Monate nach dem fehlerhaften Elternzeitverlangen kündigte. 
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3. Entfernungspauschale: Unfallkosten sind mit abgegolten 

Mit der Entfernungspauschale sind grundsätzlich sämtliche Aufwendungen abgegolten, die einem 
Arbeitnehmer auf dem Weg zur Arbeit bzw. nach Hause entstehen. Deshalb können die Kosten 
eines Unfalls und unfallbedingte Krankheitskosten nicht zusätzlich steuerlich geltend gemacht 
werden. 

Hintergrund 

Die Klägerin hatte auf der Fahrt zur Arbeit mit ihrem Auto einen Unfall. Danach klagte sie über 
Schmerzen im Kopf- und Nackenbereich. Die Reparaturkosten für das Fahrzeug beliefen sich auf ca. 
7.000 EUR. Sowohl die Behandlungskosten als auch die Kosten der Reparatur bekam die Klägerin nur 
zum Teil erstattet. Die verbleibenden Kosten machte sie in ihrer Steuererklärung geltend. Das Finanzamt 
erkannte zwar die Reparaturkosten für das Fahrzeug als Werbungskosten an, nicht dagegen die 
Krankheitskosten. 

Entscheidung 

Die Klage hatte beim Finanzgericht keinen Erfolg. Denn nach Auffassung der Richter deckt die 
Entfernungspauschale nach dem ausdrücklichen Wortlaut des Gesetzes sämtliche Aufwendungen ab, 
die durch die Wege zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte entstehen. Dazu gehören auch die 
außergewöhnlichen Kosten, die z. B. bei einem Unfall entstehen. Deshalb kommt eine steuerliche 
Berücksichtigung der Behandlungskosten nicht infrage. Aus diesem Grund hätte das Finanzamt die 
Reparaturkosten für das Fahrzeug ebenfalls nicht berücksichtigen dürfen. 

4. Beiträge zur Berufshaftpflichtversicherung: Bei angestelltem Rechtsanwalt kein Arbeitslohn 

Schließt eine Rechtsanwalts-GbR im eigenen Namen und auf eigene Rechnung eine 
Berufshaftpflichtversicherung ab und erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf die 
angestellten Rechtsanwälte, führt dies nicht zu Arbeitslohn. 

Hintergrund 

Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR), bestehend aus einem Notar und mehreren 
Rechtsanwälten und Steuerberatern, schloss im eigenen Namen und auf eigene Rechnung eine 
Berufshaftpflichtversicherung ab. Die angestellten Rechtsanwälte, die nicht Gesellschafter der GbR 
waren, hatten für ihre Tätigkeit eigene Berufshaftpflichtversicherungen abgeschlossen. 

Das Finanzamt behandelte die von der GbR getragenen Versicherungsbeiträge für ihre eigene 
Berufshaftpflichtversicherung als Arbeitslohn der angestellten Rechtsanwälte. 

Entscheidung 

Die Revision der GbR vor dem Bundesfinanzhof war erfolgreich. Die Berufshaftpflichtversicherung diente 
dem eigenen Versicherungsschutz der GbR und ihrer Gesellschafter. Der Arbeitgeber wendet mit dem 
Abschluss einer eigenen Berufshaftpflichtversicherung seinen Arbeitnehmern keinen Arbeitslohn zu. Es 
fehlt an einer Leistung des Arbeitgebers, die eine Gegenleistung für das Zurverfügungstellen der 
individuellen Arbeitskraft des Arbeitnehmers ist. 

In anderen Fällen hatte der Bundesfinanzhof bereits entschieden, dass der Erwerb des eigenen 
Haftpflichtversicherungsschutzes durch eine Rechtsanwalts-GmbH zu keinem lohnsteuerlich erheblichen 
Vorteil bei den Arbeitnehmern führt, da sie damit ihre eigene Berufstätigkeit versichert. Zu dem gleichen 
Ergebnis kam der Bundesfinanzhof bei einer Betriebshaftpflichtversicherung eines Krankenhauses. Die 
Mitversicherung der angestellten Klinikärzte ist keine Gegenleistung für die Beschäftigung, auch wenn 
die Ärzte keine eigene Haftpflichtversicherung abschließen müssen. 

Der Abschluss einer Betriebshaftpflichtversicherung führt somit nicht zu Arbeitslohn, auch wenn sich der 
Versicherungsschutz auf die Arbeitnehmer erstreckt. Denn der Zweck der Versicherung besteht darin, 
dem Arbeitgeber einen möglichst umfassenden Versicherungsschutz für alle bei ihm Beschäftigten zu 
gewähren. Die Ausdehnung des Versicherungsschutzes auf die Haftpflicht der Arbeitnehmer vermeidet  
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Spannungen zwischen Mitarbeitern und Arbeitgeber, die bei der unmittelbaren Inanspruchnahme der 
Arbeitnehmer durch einen geschädigten Dritten entstehen könnten. Das dient letztlich dem 
unternehmerischen Interesse. 

5. Wann Säumniszuschläge erlassen werden können 

Ist dem Steuerpflichtigen die rechtzeitige Zahlung seiner Steuern nicht möglich, ist die Erhebung 
von Säumniszuschlägen, um Druck zur Zahlung auszuüben, sinnlos und deshalb unbillig. 

Hintergrund 

Der Kläger erzielte steuerpflichtige Umsätze. Er tilgte die festgesetzten Umsatzsteuern jedoch erst nach 
Rückstandsanzeigen und Mietpfändungen. Insgesamt entstanden Säumniszuschläge von insgesamt 
141.422 EUR. Diese wollte der Kläger wegen persönlicher bzw. sachlicher Unbilligkeit hälftig erlassen 
haben. 

Das Finanzamt lehnte dies ab, insbesondere weil ein Erlass aus persönlichen Billigkeitsgründen nur den 
weiteren Gläubigern zugutekommt und ein Erlass aus sachlichen Gründen nicht möglich ist, da der 
Kläger noch keinen Insolvenzantrag gestellt hatte. 

Entscheidung 

Nach Ansicht des Gerichts kommt aus den vom Finanzamt genannten Gründen ein Erlass der 
Säumniszuschläge aus persönlichen Billigkeitsgründen nicht in Betracht. 

Ein sachlicher Billigkeitsgrund für den Erlass von Säumniszuschlägen könnte hier aber vorliegen, wenn 
beim Kläger Überschuldung oder Zahlungsunfähigkeit vorgelegen hat. Dies muss für den gesamten 
Säumniszeitraum geprüft werden und nicht nur für die Fälligkeitszeitpunkte der Steuerforderungen. 

Für eine ermessensfehlerfreie Entscheidung bedarf es allerdings weiterer Ermittlungen von Amts wegen 
unter Berücksichtigung der Mitwirkungspflicht des Klägers. 

6. Achtung, wenn der Vorläufigkeitsvermerk ersetzt und eingeschränkt wird 

Wird ein Vorläufigkeitsvermerk in einem Änderungsbescheid im Vergleich zum 
Ursprungsbescheid eingeschränkt, heißt es aufgepasst: Denn durch den neuen 
Vorläufigkeitsvermerk werden die dadurch nicht mehr erfassten Punkte des Änderungsbescheids 
bestandskräftig. 

Hintergrund 

Das Finanzamt erklärte die Veranlagungen für A für vorläufig wegen ungewisser Tatsachen betreffend 
dessen Kapitalerträge und Nichtberücksichtigung pauschaler Werbungskosten und Höhe des 
Grundfreibetrags. Später wurde der Bescheid geändert und enthielt nun Vorläufigkeitspunkte bzgl. 
pauschaler Werbungskosten und des Grundfreibetrags. Der Bescheid enthielt jedoch keinen 
Vorläufigkeitsvermerk mehr und auch keinen Hinweis auf die Aufhebung des Vorläufigkeitsvermerks 
hinsichtlich des Ansatzes der Einkünfte aus Kapitalvermögen. Nach endgültiger Ermittlung der 
Kapitalerträge stellte A den Antrag auf Änderung der Bescheide zu seinen Gunsten, was das Finanzamt 
jedoch ablehnte. Denn die Bescheide seien in diesem Punkt nicht mehr vorläufig. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof hob das Urteil des Finanzgerichts, das der Klage des A noch stattgegeben hatte, 
auf und wies die Klage ab. 

Setzt das Finanzamt die Steuer vorläufig fest, bleibt der Vorläufigkeitsvermerk bis zu seiner 
ausdrücklichen Aufhebung wirksam. Eine stillschweigende Aufhebung des Vorläufigkeitsvermerks ist 
zwar ausgeschlossen. Keine stillschweigende Aufhebung des Vorläufigkeitsvermerks, sondern eine 
inhaltlich neue Bestimmung liegt dagegen vor, wenn einem Änderungsbescheid im Verhältnis zum 
Ursprungsbescheid ein inhaltlich eingeschränkter Vorläufigkeitsvermerk beigefügt wird. Damit wird der 
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Umfang der Vorläufigkeit gegenüber dem ursprünglichen Bescheid geändert und im Änderungsbescheid 
abschließend umgeschrieben. 

Dementsprechend kann der Änderungsbescheid nicht mehr geändert werden. Denn hinsichtlich der 
Höhe der Kapitaleinkünfte enthält er keinen Vorläufigkeitsvermerk mehr. 

7. Welche Rolle spielen Steuer-CDs für die Wirksamkeit einer Selbstanzeige? 

Wer Schwarzgeld auf Auslandskonten versteckt hat, kann mit einer Selbstanzeige einer 
Bestrafung entgehen. Wurde jedoch in den Medien vom Ankauf einer Steuer-CD von der Bank des 
Steuerpflichtigen berichtet, kann es mit der ersehnten Straffreiheit vorbei sein. 

Hintergrund 

Ein Anleger unterhielt verschiedene Konten und Depots bei schweizerischen Banken. Die erzielten 
Kapitaleinkünfte gab er über Jahre hinweg nicht in seinen deutschen Einkommensteuererklärungen an. 

Zum Jahreswechsel 2011/2012 kauften die deutschen Finanzbehörden eine Steuer-CD mit Kundendaten 
einer Bank, bei der der Anleger ein Konto hatte. Die Presse berichtete darüber und nannte dabei den 
Namen der Bank. 

Im September 2012 offenbarte sich der Anleger mit einer Selbstanzeige bei seinem Finanzamt. Zu 
diesem Zeitpunkt hatte die Finanzverwaltung die Datensätze bereits ausgewertet, die Kundendaten des 
Anlegers entdeckt, einen Verdachtsprüfungsvermerk geschrieben und ein Steuerstrafverfahren gegen ihn 
eingeleitet. 

Entscheidung 

Das Oberlandesgericht entschied zuungunsten des Anlegers. Seine Selbstanzeige entfaltete keine 
strafbefreiende Wirkung, denn seine Steuerstraftat war bereits "entdeckt". 

Maßgeblich ist, ob der Täter nach seiner persönlichen Erkenntnis- und Urteilsfähigkeit eine 
Tatentdeckung annehmen musste. Das Oberlandesgericht vertritt hierzu eine weitgefasste Auslegung: 
Das Merkmal des "Rechnenmüssens" ist bereits erfüllt, wenn der Täter die Tatentdeckung für durchaus 
möglich oder wahrscheinlich hält. Es genügt, dass der Täter aufgrund der ihm bekannten Umstände eine 
Entdeckung für naheliegend hält, ohne hiervon aber bereits sicher ausgehen zu müssen. 

Im vorliegenden Fall musste der Anleger im Zeitpunkt seiner Selbstanzeige mit der Tatendeckung 
gerechnet haben. Durch die Medienberichterstattung hatte er Kenntnis über den erfolgten Ankauf von 
Datensätzen seiner Bank. Er musste also damit rechnen, dass seine Hinterziehungstaten bereits 
entdeckt worden waren. 

8. Prozesskosten einer Klage auf Schmerzensgeld sind keine außergewöhnlichen Belastungen 

Die Kosten eines Zivilprozesses sind grundsätzlich nicht als außergewöhnliche Belastungen 
abziehbar. Das gilt auch für eine Klage, mit der Schmerzensgeldansprüche geltend gemacht 
werden. 

Hintergrund 

Die Ehefrau (F) war an den Folgen eines Krebsleidens verstorben. Im Jahr 2011 verklagte der Ehemann 
(M) den behandelnden Arzt u. a. auf Schmerzensgeld wegen eines geltend gemachten 
Behandlungsfehlers. 

In der Einkommensteuer-Erklärung für 2011 machte M von ihm in 2011 gezahlte Zivilprozesskosten von 
rund 12.000 EUR als außergewöhnliche Belastung geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die 
Aufwendungen jedoch nicht. 
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Vor dem Finanzgericht bekam M Recht. Die Richter beriefen sich in der Urteilsbegründung auf ein Urteil 
des Bundesfinanzhofs, nach dem Prozesskosten aus rechtlichen Gründen als zwangsläufig 
anzuerkennen sind, wenn sich der Steuerpflichtige nicht mutwillig oder leichtfertig auf den Prozess 
eingelassen hat. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof wies dagegen die Klage ab, da er an der in dem Urteil, auf das sich das 
Finanzgericht berufen hatte, vertretenen Auffassung nicht mehr festhält. Zivilprozesskosten sind also nur 
insoweit abziehbar, als der Prozess existenziell wichtige Bereiche oder den Kernbereich menschlichen 
Lebens berührt. Wenn der Steuerpflichtige ohne den Rechtsstreit Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage 
zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen nicht mehr befriedigen 
zu können, kann er aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen gezwungen sein, einen Zivilprozess zu 
führen, sodass die Prozesskosten zwangsläufig erwachsen. 

Im vorliegenden Fall betreffen die Ansprüche wegen Schmerzensgeld nicht existenziell wichtige Bereiche 
oder den Kernbereich menschlichen Lebens. M lief nicht Gefahr, ohne diese Ansprüche die 
Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Umfang nicht 
mehr befriedigen zu können. Die Voraussetzungen für den Abzug der Prozesskosten als 
außergewöhnliche Belastungen lagen damit nicht vor. 

9. Wann die Kosten einer Heimunterbringung als außergewöhnliche Belastungen abziehbar sind 

Wer krank oder pflegebedürftig ist und sich deshalb in einem Heim versorgen lässt, kann die 
entsprechenden Kosten grundsätzlich steuerlich als außergewöhnliche Belastungen geltend 
machen. Probleme gibt es jedoch, wenn der Steuerpflichtige sich nur aus Altersgründen für eine 
Heimunterbringung entscheidet. 

Hintergrund 

Die Klägerin machte zum einen Krankheitskosten i. H. v. 1.225 EUR, zum anderen Aufwendungen für 
Pflege und Betreuungsleistungen i. H. v. 1.557 EUR als außergewöhnliche Belastungen geltend. 

Die Aufwendungen der Klägerin für Unterkunft und Verpflegung in dem Seniorenheim erkannte das 
Finanzamt jedoch nicht an, da es sich um Kosten der Lebensführung handele. Diese seien durch den 
Grundfreibetrag abgegolten. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht folgte den Argumenten des Finanzamts und entschied, dass die Unterbringungskosten 
der Klägerin nicht zwangsläufig sind. Zwar erfüllte die Klägerin die Voraussetzungen für die Pflegestufe I, 
eine vollstationäre Pflege war jedoch nicht erforderlich. Deshalb geht das Gericht davon aus, dass die 
Aufwendungen der Klägerin für ihre Unterbringung im Wohnstift übliche Aufwendungen der 
Lebensführung sind. 

Die Unterbringungskosten sind nur dann als außergewöhnliche Belastungen zu berücksichtigen, wenn 
die Unterbringung in einem Altenheim veranlasst sei, weil der Betroffene infolge einer Krankheit 
pflegebedürftig geworden sei, nicht dagegen, wenn der Steuerpflichtige erst während des Aufenthalts 
erkrankt sei. 

10. Umsatzsteuer: Ist die Anmietung von Parkplätzen für Mitarbeiter steuerpflichtig? 

Überlässt der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern verbilligt Parkplätze, stellt dies eine Leistung dar, 
die der Umsatzsteuer unterliegt. 

Hintergrund 

P hatte für ihre Mitarbeiter in einem benachbarten Parkhaus Parkplätze für jeweils 55 EUR im Monat 
angemietet. Die Mitarbeiter waren parkberechtigt, wenn sie sich an den Kosten mit 27 EUR monatlich 
beteiligten. Mit der Anmietung der Parkplätze bezweckte P einen ungestörten Betriebsablauf. Nach der  
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Rückkehr von Auswärtsterminen hatten die Mitarbeiter regelmäßig Schwierigkeiten, einen Parkplatz zu 
finden. 

Die Mitarbeiterzahlungen unterwarf P nicht der Umsatzsteuer. Das Finanzamt war jedoch der Ansicht, P 
habe mit der Überlassung der Parkplätze eine entgeltliche sonstige Leistung erbracht. 

P argumentierte dagegen, dass der Vorgang bei Unentgeltlichkeit wegen des überwiegenden 
betrieblichen Interesses nicht steuerbar wäre. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof entschied jedoch, dass die verbilligte Parkraumüberlassung an die Angestellten 
steuerbar war. Entgeltliche Leistungen liegen auch dann vor, wenn sie verbilligt erbracht werden. 

P hat ihren Angestellten gegen Kostenbeteiligung und damit entgeltlich Parkraum überlassen. 
Unerheblich ist, dass P diese Leistungen überwiegend zu unternehmerischen Zwecken erbracht hat. 

Bei einer unentgeltlichen Leistung ist zu unterscheiden, ob sie unternehmensfremden Zwecken oder 
unternehmenseigenen Interessen dient. Nur im ersten Fall ist die Leistung steuerbar. Diese 
Differenzierung gilt jedoch für entgeltliche Leistungen nicht. Sie sind in beiden Fällen steuerbar. 
Bemessungsgrundlage ist grundsätzlich das Entgelt, d. h. alles, was der Arbeitnehmer aufwendet, um die 
Leistung, hier die Parkraumbenutzung zu erhalten. 

Im Streitfall zahlten die Mitarbeiter mit 27 EUR im Monat rund die Hälfte der Ausgaben der P, sodass der 
Entgeltcharakter zu bejahen war. Anders könnte es gesehen werden, wenn lediglich ein symbolischer 
Betrag entrichtet wird. 

11. Private Internetnutzung am Arbeitsplatz: Arbeitgeber darf Arbeitnehmer kontrollieren 

Der Arbeitgeber darf die private Internetnutzung im Unternehmen verbieten. Hat er ein Verbot 
ausgesprochen, darf er auch überwachen, ob es eingehalten wird. 

Hintergrund 

Ein Unternehmen hatte gegenüber seinem rumänischen Arbeitnehmer den Verdacht, dass dieser 
während der Arbeitszeit den Dienst-PC im Büro für private Nachrichten nutzte. Im Unternehmen war die 
private Internetnutzung jedoch generell verboten. Der Mitarbeiter bestritt den Vorwurf. Daraufhin wertete 
das Unternehmen den Dienst-PC des Arbeitnehmers aus und erstellte Chatprotokolle. Dadurch 
bestätigte sich der Verdacht der privaten Nutzung. Der Arbeitgeber kündigte deshalb dem Mitarbeiter. In 
allen Instanzen der rumänischen Gerichte bekam der Arbeitgeber Recht. 

Schließlich klagte der Arbeitnehmer vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte. Er sah sich 
in seinem Recht auf Achtung des Privat-und Familienlebens verletzt. 

Entscheidung 

Die Richter sahen dies jedoch anders und entschieden, dass die private Nutzung des Internets in der 
Firma kein Menschenrecht ist. Die Klage des Arbeitnehmers wurde damit abgewiesen. 

Das Vorgehen des Arbeitgebers ist legitim gewesen und das Verbot der privaten Nutzung der Dienst-PCs 
zu Recht erfolgt. Den Mitarbeitern war damit eindeutig untersagt gewesen, auf ihrem Firmenrechner 
privat zu chatten oder zu mailen. Ob das Verbot eingehalten wurde, durfte der Arbeitgeber kontrollieren. 
Im Verhältnis ist dies angemessen. 

Hat der Arbeitgeber die private Nutzung ausdrücklich untersagt, rechtfertigt deshalb ein Verstoß die 
Kündigung. 
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12. Gerichtsverfahren: Welche Entschädigung gibt es bei überlanger Verfahrensdauer? 

Vergehen seit Klageerhebung mehr als 2 Jahre, ohne dass das Gericht tätig wird, haben die 
Kläger Anspruch auf eine Entschädigung wegen überlanger Verfahrensdauer. 

Hintergrund 

Die Eheleute hatten gegen den Einkommensteuer-Bescheid des Jahres 2007 im März 2010 Klage beim 
Finanzgericht erhoben. Nach einer Akteneinsicht im Oktober 2010 baten die Eheleute um Terminierung. 
Nach Mitteilung des Finanzgerichts war jedoch eine Terminierung nicht absehbar, da das Gericht erst 
Fälle der Jahre 2006 und 2007 bearbeitet. Weiter wurde das Finanzgericht nicht tätig. Auf eine 
Verzögerungsrüge der Eheleute vom Dezember 2011 erwiderte das Gericht, dass wegen der 
Geschäftslage nicht mit einer Terminierung in absehbarer Zeit zu rechnen ist. Im Oktober 2012 und April 
2013 erhoben die Eheleute erneut Verzögerungsrügen. Im April 2013 lud das Finanzgericht endlich zur 
mündlichen Verhandlung im Mai 2013 und wies die Klage ab. 

Die Eheleute erhoben daraufhin Entschädigungsklage. Der Sachverhalt ist zum einen unstreitig 
gewesen. Zum anderen hatte sich die Rechtsfrage darauf beschränkt, ob die Zahlung als Schenkung 
oder als Arbeitslohn anzusehen ist. Nach Ansicht der Eheleute hätte das Finanzgericht gut 2 Jahre nach 
Eingang der Klage mit der Bearbeitung beginnen müssen. Da dies nicht geschehen ist, ist das Verfahren 
als verzögert zu betrachten. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof folgte der Auffassung der Eheleute und entschied, dass ihnen eine Entschädigung 
zusteht. 

Dieser Entschädigungsanspruch wurde wegen unangemessener Dauer des Gerichtsverfahrens gewährt. 
Die Angemessenheit der Verfahrensdauer richtet sich nach den Umständen des Einzelfalls, 
insbesondere nach der Schwierigkeit und Bedeutung des Verfahrens und nach dem Verhalten der 
Verfahrensbeteiligten und Dritter. 

Grundsätzlich lässt sich ein Klageverfahren vor dem Finanzgericht in 3 Phasen einteilen: Phase 1 
besteht in der Einreichung und dem Austausch der Schriftsätze. In Phase 2 kann das Verfahren wegen 
der Arbeit des Gerichts an anderen Verfahren nicht bearbeitet werden. In Phase 3 trifft das Finanzgericht 
Maßnahmen, um in dem Verfahren zu einer Entscheidung zu kommen (z. B. Sachaufklärung, rechtliche 
Hinweise, Ladung zur mündlichen Verhandlung). Weist ein Klageverfahren keine wesentlichen 
Besonderheiten auf, ist es noch angemessen, wenn das Finanzgericht gut 2 Jahre nach Klageeingang 
mit Maßnahmen der Phase 3 beginnt. 

Im vorliegenden Fall liegt eine Verzögerung von 12 Monaten vor. Das Finanzgericht hätte gut 2 Jahre 
nach Klageeingang im März 2012 mit der Bearbeitung des Verfahrens beginnen müssen. Es hat jedoch 
erst mit der im April 2013 verfügten Ladung zur mündlichen Verhandlung das Verfahren weiter betrieben. 
Demnach war das Verfahren von April 2012 bis März 2013 und damit für insgesamt 12 Monate als 
verzögert anzusehen. 

Für diese Verzögerung steht den Eheleuten eine Entschädigung zu. Jedem der Eheleute wurden 1.200 
EUR Entschädigung zugesprochen. 

13. Sturz in der Reha-Klinik: Arbeitsunfall ja oder nein? 

Ein Sturz während der Arbeitszeit kann ein Arbeitsunfall sein. Passiert der Sturz dagegen in einer 
Kantine während einer Reha-Maßnahme, liegt nur dann ein Arbeitsunfall vor, wenn die Einnahme 
der Mahlzeiten in der Kantine ärztlich "zwingend" vorgeschrieben ist. 

Hintergrund 

Ein Mann war in der Kantine einer Reha-Klinik in der Nähe der Essensausgabe aus seinem Rollstuhl 
gestürzt. Dabei hatte er sich eine Fraktur des Sprunggelenks zugezogen. 
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Entscheidung 

Die Klage des Mannes gegen die zuständige Berufsgenossenschaft wurde vom Gericht jedoch 
abgewiesen. 

Denn die Nahrungsaufnahme betrifft eigene Belange. Sie steht in keinem unmittelbaren Zusammenhang 
mit dem Aufenthalt in der Reha-Klinik. Dass die Einnahme von Mahlzeiten in der Kantine von der 
Klinikleitung ausdrücklich empfohlen worden war, damit die Patienten am sozialen Leben in der Klinik 
teilhaben, ändert daran nichts. Vielmehr müsste die Einnahme der Mahlzeiten in der Kantine ärztlich 
"zwingend" vorgeschrieben worden oder aus medizinischen Gründen erforderlich sein, z. B. bei der 
Einnahme spezieller Krankenkost. Ein solcher Ausnahmefall liegt hier jedoch nicht vor. 

14. Umsatzsteuer: Sind Leistungen eines Laborarztes steuerbefreit? 

Voraussetzung für die Umsatzsteuerfreiheit ärztlicher Leistungen ist ein Vertrauensverhältnis 
zwischen Arzt und Patient. Obwohl ein solches bei einem Laborarzt nicht besteht, sind seine 
Leistungen umsatzsteuerfrei. 

Hintergrund 

Ein Facharzt war für ein Laborunternehmen tätig und erbrachte dabei in erster Linie ärztliche 
Hilfestellungen bei transfusionsmedizinischen Maßnahmen und Leistungen der Befunderhebung. Ziel 
waren konkrete laborärztliche Diagnosen. Das Finanzamt wendete auf die Umsätze den Regelsteuersatz 
von 19 % an, da die Leistungen von klinischen Chemikern und Laborärzten nicht auf einem persönlichen 
Vertrauensverhältnis zu den Patienten beruhen. Dieses ist aber Voraussetzung für die 
Umsatzsteuerfreiheit für Heilbehandlungen. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht sah das anders und entschied, dass die Leistungen des Facharztes umsatzsteuerfrei 
waren. Zum einen stellen die Leistungen des Facharztes begünstigte Heilbehandlungen im Bereich der 
Humanmedizin dar. Zum anderen waren die vom Arzt daneben erbrachten Organisations- und 
Beratungsleistungen nach Ansicht des Finanzgerichts lediglich Nebenleistungen, die das steuerliche 
Schicksal der Hauptleistung (= Leistungen der Befunderhebung und ärztlicher Hilfestellung) teilten. 

Die Steuerbefreiung setzt kein persönliches Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patienten voraus, 
wie es die Finanzverwaltung fordert. Ein solches Erfordernis konnte das Gericht weder dem Wortlaut 
noch der Systematik des Umsatzsteuergesetzes und der Mehrwertsteuersystemrichtlinie entnehmen. 
Auch die einschlägige Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und des Bundesfinanzhofs stütze 
die Verwaltungsauffassung nicht. 

15. Studienkosten der eigenen Kinder: Kein Abzug als Betriebsausgaben 

Eltern dürfen die Aufwendungen für das Studium der eigenen Kinder nicht als Betriebsausgaben 
abziehen. Das gilt auch dann, wenn sich die Kinder verpflichten, nach Abschluss des Studiums 
für eine gewisse Zeit im elterlichen Unternehmen zu arbeiten. 

Hintergrund 

Der Kläger ist selbstständiger Unternehmensberater. Eines seiner beiden Kinder studierte 
Betriebswirtschaftslehre, das andere Business and Management. Daneben waren sie im Unternehmen 
des Vaters geringfügig beschäftigt. Der Kläger schloss mit beiden Kindern Vereinbarungen, dass er die 
Studienkosten übernahm, im Gegenzug verpflichteten sich die Kinder, nach Abschluss des Studiums für 
3 Jahre im Unternehmen zu arbeiten oder die Ausbildungskosten anteilig zurückzuzahlen. Das 
Finanzamt erkannte die vom Kläger getragenen Studienkosten nicht als Betriebsausgaben an. 

Entscheidung 

Auch das Finanzgericht lehnte den Abzug der Studienkosten als Betriebsausgaben ab. 
Ausbildungskosten der eigenen Kinder stellen keine Betriebsausgaben dar. Der Kläger ist als Vater 
unterhaltsrechtlich zur Übernahme der Kosten einer angemessenen Berufsausbildung seiner Kinder 
verpflichtet. Für die Kostentragung gab es also private Motive. Zwar bestehen daneben auch betriebliche  
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Erwägungen, die zu einer gemischten Veranlassung der Aufwendungen führen. Jedoch ist eine 
Trennung nach objektiven und scharfen Maßstäben nicht möglich. Damit bleibt es beim Abzugsverbot. 

Durch die unterhaltsrechtliche Verpflichtung ist die private Sphäre derart intensiv berührt, dass eine 
lediglich unbedeutende private Mitveranlassung ausscheidet. 

16. Unerlaubte Mehrarbeit: Wie sind Zahlungen steuerlich zu behandeln? 

Zahlt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine Vergütung für rechtswidrig erbrachte Mehrarbeit, 
stellt diese Arbeitslohn dar. 

Hintergrund 

Ein Feuerwehrmann hatte von seinem Arbeitgeber einen finanziellen Ausgleich von knapp 15.000 EUR 
erhalten. Der Grund: Über mehrere Jahre hatte er teilweise mehr als 48 Stunden wöchentlich gearbeitet, 
entgegen den gesetzlichen Bestimmungen. 

Das Finanzamt sah in dieser Zahlung Arbeitslohn. Deshalb wandte es den ermäßigten Steuersatz nach 
der sog. Fünftel-Regelung für eine Vergütung für mehrere Jahre an. Der Feuerwehrmann war jedoch der 
Ansicht, dass es sich bei der Zahlung um nicht steuerbaren Schadensersatz handelt, der auf der 
schuldhaften Verletzung von Arbeitgeberpflichten beruht. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht folgte dagegen der Auffassung des Finanzamts und wies die Klage ab. Die 
Begründung: Die Zahlung stellt Arbeitslohn dar, weil der Kläger sie als Gegenleistung für die 
Zurverfügungstellung seiner Arbeitsleistung erhalten hat. 

Grund für die Zahlung war der Umfang der geleisteten Dienste des Klägers. Der Zweck der 
Ausgleichszahlung hat nicht darin bestanden, einen Schaden im Privatvermögen auszugleichen. Darüber 
hinaus ist der Sachverhalt vergleichbar mit Entschädigungszahlungen für verfallene Urlaubstage, die 
ebenfalls Arbeitslohn darstellen. 

17. Häusliches Arbeitszimmer: Gemischte Nutzung ist nicht erlaubt 

Dient ein Zimmer neben der Verrichtung von Büroarbeiten auch anderen Zwecken, etwa als 
Spielzimmer oder Wohnzimmer, liegt kein "Arbeitszimmer" im steuerlichen Sinne vor. Um den 
Begriff des häuslichen Arbeitszimmers zu erfüllen, darf der betreffende Raum nur ausschließlich 
oder nahezu ausschließlich für betriebliche bzw. berufliche Zwecke genutzt werden. 

Hintergrund 

X bewohnt mit seiner Ehefrau ein beiden Ehegatten gehörendes Einfamilienhaus. Für 2006 machte er 
Aufwendungen (804 EUR) für ein häusliches Arbeitszimmer bei den Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung geltend. Das Finanzamt versagte jedoch den Werbungskostenabzug. Das Finanzgericht 
ließ einen Teil der Aufwendungen zum Abzug zu, da X eine Nutzung zur Einkünfteerzielung zu 60 % 
nachgewiesen habe. 

Mit seiner Revision machte das Finanzamt geltend, dass die Regelung über die beschränkte 
Abziehbarkeit der Aufwendungen für ein häusliches Arbeitszimmer als Spezialregelung dem 
Betriebsausgaben-/Werbungskostenabzug vorgehe. Der IX. Senat des Bundesfinanzhofs teilte diese 
Auffassung aber nicht. Die Aufwendungen seien entsprechend der Nutzung aufzuteilen. 

Entscheidung 

Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat dagegen entschieden, dass Aufwendungen für einen Raum, 
der nicht nur geringfügig zu privaten Zwecken genutzt wird, insgesamt nicht abziehbar sind. 
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Ein häusliches Arbeitszimmer setzt zunächst voraus, dass es dem Typus des Arbeitszimmers entspricht. 
Dazu muss es büromäßig ausgestattet sein (Schreibtisch, Regale usw.). Außerdem muss es nahezu 
ausschließlich für Tätigkeiten zur Erzielung von Einnahmen genutzt werden. Ein Zimmer, das zwar 
büromäßig eingerichtet ist, aber in nennenswertem Umfang neben der Verrichtung von Büroarbeiten 
auch anderen Zwecken dient, etwa als Spiel-, Gäste- oder Bügelzimmer, ist bereits begrifflich kein 
Arbeitszimmer. Das gilt erst recht auch für ein Zimmer, das sowohl zur Erzielung von Einnahmen (z. B. in 
einer Arbeitsecke) als auch zu privaten Wohnzwecken (Wohnbereich) genutzt wird. 

Darüber hinaus lässt sich der Umfang der beruflichen Nutzung objektiv nicht überprüfen. Ein 
"Nutzungszeitenbuch" ist nicht kontrollierbar und auch eine Schätzung erscheint mangels hinreichender 
Maßstäbe nicht möglich. 

Diesem Ergebnis steht der Beschluss des Großen Senats zur Aufteilung der Reisekosten bei gemischt 
veranlassten Reisen entsprechend der Zeitanteile der Reise nicht entgegen. Denn die gesetzliche 
Regelung zum häuslichen Arbeitszimmer ist eine den allgemeinen Grundsätzen vorgehende 
Spezialregelung, die abschließend bestimmt, unter welchen Voraussetzungen und in welcher Höhe 
Aufwendungen abziehbar sind. 

18. Haushaltsnahe Dienstleistungen: Notrufsystem ist begünstigt 

Wird im Rahmen eines "Betreuten Wohnens" ein Notrufsystem zur Verfügung gestellt, kann für 
dieses die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleistungen in Anspruch genommen 
werden. 

Hintergrund 

X bewohnt eine Wohnung in einer Seniorenresidenz im Rahmen des "Betreuten Wohnens". Neben dem 
Mietvertrag schloss er einen Seniorenbetreuungsvertrag ab. Darin verpflichtete sich der Betreiber gegen 
eine monatliche Betreuungspauschale u. a. zur Bereitstellung eines rund um die Uhr zur Verfügung 
stehenden Notrufsystems sowie zur Soforthilfe im Notfall und zur Versorgung bei kurzzeitiger 
Erkrankung. Die Pauschale musste auch dann entrichtet werden, wenn keine Leistungen in Anspruch 
genommen wurden. 

Im Jahr 2011 bezahlte X eine Betreuungspauschale von insgesamt 1.785 EUR. Davon entfielen 80 % auf 
die Besetzung des Notrufsystems und 20 % auf beratende und kulturelle Leistungen. X machte einen Teil 
der Pauschale als Aufwendungen für haushaltsnahe Dienstleistungen geltend. Während das Finanzamt 
die Berücksichtigung der anteiligen Betreuungspauschale ablehnte, zeigte sich das Finanzgericht 
großzügiger und gab der Klage statt. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof stellte sich ebenfalls auf die Seite des Klägers und wies die Revision des 
Finanzamts zurück. 

Aufwendungen wegen einer Heimunterbringung sind steuerlich begünstigt, soweit darin Kosten für 
Dienstleistungen enthalten sind, die mit einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind. "Haushaltsnahe 
Leistungen" sind solche, die eine hinreichende Nähe zur Haushaltsführung haben bzw. damit in 
Zusammenhang stehen. Dazu gehören Tätigkeiten, die gewöhnlich durch Mitglieder des privaten 
Haushalts oder entsprechende Beschäftigte erledigt werden und in regelmäßigen Abstünden anfallen. 

Deshalb handelt es sich bei dem mit der Betreuungspauschale abgegoltenen Notrufsystem um eine 
haushaltsnahe Dienstleistung. Denn durch die Rufbereitschaft wird sichergestellt, dass ein Bewohner, 
der sich im Rahmen seines Haushalts aufhält, im Bedarfsfall Hilfe rufen kann. Eine solche 
Rufbereitschaft wird typischerweise in einer Haushaltsgemeinschaft von Familien- oder 
Haushaltsangehörigen erbracht. 

"In" einem Haushalt wird die Dienstleistung erbracht, wenn sie im räumlichen Bereich des Haushalts 
geleistet wird. Der Begriff des Haushalts ist insoweit räumlich-funktional auszulegen. Die Rufbereitschaft 
stellt die Gewährleistung entsprechender Hilfe sicher. Der Leistungserfolg tritt damit in der Wohnung ein. 
Somit wird die Leistung im räumlichen Bereich des Haushalts erbracht. X steht demnach die 
Steuerbegünstigung für die auf das Notrufsystem entfallenden Kosten zu. 
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19. Heileurythmistin: Keine freiberufliche Tätigkeit 

Die Tätigkeit einer Heileurythmistin kann weder den Heilpraktikern noch den Krankengymnasten 
zugeordnet werden. Da auch kein "ähnlicher Beruf" vorliegt, scheidet eine freiberufliche Tätigkeit 
aus und es besteht Gewerbesteuerpflicht. 

Hintergrund 

Die Klägerin ist als Heileurythmistin tätig. Sie wurde 3 Jahre lang an einer Eurythmieschule und danach 2 
Jahre an einem Pädagogikinstitut in der Tanzkunst "Eurythmie" ausgebildet. Anschließend absolvierte 
die Klägerin eine über einjährige Vollzeitausbildung zur Heileurythmistin. Eine Zulassung der 
Landesverbände der Krankenkassen hatte weder die Klägerin noch die Berufsverbände für die 
Heileurythmie. 

Die Klägerin gab keine Gewerbesteuererklärung ab und wurde deshalb vom Finanzamt geschätzt. 
Dagegen legte sie Einspruch ein mit der Begründung, dass kein Gewerbebetrieb geführt werde, sondern 
eine freiberufliche Tätigkeit vorläge. Als Heilbehandlung müsse die Heileurythmie auch 
einkommensteuerlich begünstigt sein. 

Entscheidung 

Die Klage vor dem Finanzgericht hatte keinen Erfolg. Zu einer freiberuflichen Tätigkeit gehören u. a. die 
selbstständigen Berufe des Heilpraktikers und des Krankengymnasten sowie ähnliche Berufe. 
Heileurythmistik stellt keinen solchen ähnlichen Beruf dar. 

Voraussetzung hierfür wäre die Vergleichbarkeit mit einem der sog. Katalogberufe. Ist für die Ausübung 
des Katalogberufs eine Erlaubnis erforderlich, so müsste auch für die Ausübung des vergleichbaren 
Berufs eine Erlaubnis erforderlich sein. Hinsichtlich der Tätigkeit der Klägerin fehlt es jedoch an einer 
staatlichen Erlaubnis. 

Die Vergleichbarkeit der Ausbildung wird auch dann angenommen, wenn eine Zulassung vorliegt. Auch 
diese ist hier aber nicht gegeben. 

Darüber hinaus hat die Ausbildung zur Heileurythmistin einen künstlerischen und geistigen Schwerpunkt 
und nicht, wie bei den ähnlichen Berufen, die Vermittlung von medizinischem Wissen. Zwar hatte der 
Bundesfinanzhof in einem Urteil die umsatzsteuerliche Steuerfreiheit von Heileurythmieleistungen 
gewährt. Diese Rechtsprechung lässt sich aber nicht auf die Ertragsteuern übertragen. 

20. Verpflegung durch Arbeitgeber führt nicht immer zu Arbeitslohn 

Stellt der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern Mahlzeiten zur Verfügung, unterliegen diese 
grundsätzlich der Lohnsteuer. Ausnahmen sind möglich, wenn die Mahlzeiten aus 
betriebsfunktionalen Gründen vom Arbeitgeber gewährt werden. 

Hintergrund 

Der Arbeitgeber betreibt einen Offshore-Windpark rund 160 km vor der Küste. Die Arbeitnehmer arbeiten 
im Schichtdienst und haben keine Möglichkeit, den Windpark während der 14-Tages-Schicht zu 
verlassen. Kühl- und Kochgelegenheiten stehen nicht zur Verfügung. Die benötigten Lebensmittel 
werden per Versorgungsschiff angeliefert. Der Klägerin entstehen Kosten von ca. 21,50 EUR pro 
Mahlzeit und Person. 

Das Finanzamt wollte die Klägerin auf Zahlung von Lohnsteuer für die Verpflegung in Anspruch nehmen. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht hat entschieden, dass es sich bei der Verpflegung nicht um einen steuerpflichtigen 
Sachbezug der Arbeitnehmer handelt. 

Bedingung dafür, dass es sich bei der unentgeltlichen Verpflegung für Mitarbeiter auf einer Offshore-
Plattform nicht um lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohn handelt, ist, dass das eigenbetriebliche Interesse des 
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Arbeitgebers an einer kostenfreien Gemeinschaftsverpflegung wegen besonderer betrieblicher Abläufe 
den Vorteil der Mitarbeiter bei Weitem überwiegt. 

Im Rahmen der gebotenen Gesamtwürdigung aller Umstände überwiege das eigenbetriebliche Interesse 
der Klägerin an der unentgeltlichen Mahlzeitengestellung; das Interesse der Mitarbeiter trete dahinter 
zurück. Grund für die Verpflegung der Offshore-Mitarbeiter sei in den außergewöhnlichen 
Arbeitsumständen sowie der damit verbundenen notwendigen effizienten Gestaltung der Betriebsabläufe 
zu sehen. Unter Berücksichtigung der Logistik, der Sicherheit, der beengten Räumlichkeiten, der 
Hygiene, des Schichtbetriebes könne die Verpflegung der Mitarbeiter wirtschaftlich nicht anders als durch 
eine zentrale Kantineneinheit erfolgen. Eine unentgeltliche Verpflegung sei branchenüblich und 
entspreche den internationalen Versorgungsstandards auf Plattformen. Der relativ hohe Betrag von 21,50 
EUR pro Mahlzeit resultiere aus der aufwendigen Anlieferung und den hohen Personalkosten des 
Caterers. 

21. Kündigung: Wann gilt diese als zugegangen? 

Wirft der Arbeitgeber das Kündigungsschreiben an einem Sonntag in den Briefkasten des 
Arbeitnehmers, gilt dieses erst am darauf folgenden Montag als zugegangen. Das gilt auch, wenn 
der Arbeitnehmer an Sonntagen arbeitet. 

Hintergrund 

Eine Anwaltskanzlei hatte eine Rechtsanwaltsgehilfin auf Probe eingestellt. Die Probezeit endete am 
30.11.2014. Dieser Tag war ein Sonntag, an dem die Rechtsanwaltsgehilfin auch zur Arbeit verpflichtet 
war. Für die Probezeit war eine Kündigungsfrist von 2 Wochen vereinbart. Der Rechtsanwalt entschloss 
sich kurz vor Ablauf der Probezeit dazu, der Anwaltsgehilfin die Kündigung auszusprechen und warf das 
Kündigungsschreiben am Sonntag, dem 30.11.2014, in den Briefkasten der Rechtsanwaltsgehilfin. 

Die Anwaltsgehilfin wehrte sich dagegen mit einer Kündigungsschutzklage, da die Kündigung ihrer 
Auffassung nach erst am Montag, dem 1.12.2014 zugegangen sei. Zu diesem Zeitpunkt sei die Probezeit 
bereits beendet gewesen. Es gelte daher ab diesem Tag die gesetzliche Kündigungsfrist von 4 Wochen 
zum 15. oder zum Ende eines Kalendermonats. 

Entscheidung 

Vor dem Landesarbeitsgericht bekam die Arbeitnehmerin Recht. Wird ein Kündigungsschreiben an 
einem Sonntag in den Briefkasten geworfen, gilt die Kündigung erst als am darauf folgenden Montag zu 
der üblichen Briefkastenleerungszeit zugegangen. Die Richter vertraten wie die Vorinstanz die 
Auffassung, dass eine Kündigung auch dann nicht als an einem Sonntag als zugegangen angesehen 
werden könne, wenn der Arbeitnehmer an diesem Tag arbeiten müsse. 

Die Konsequenz: Die seitens des Rechtsanwalts am Sonntag eingeworfene Kündigung war verspätet, da 
sie erst am Montag nach Ablauf der Probezeit zugegangen war. Die Kündigung konnte nach der 
gesetzlichen Kündigungsfrist erst nach 4 Wochen zum 31.12.2014 wirksam werden. 

22. Jobtickets: Wann ist die 44-EUR-Grenze anwendbar? 

Wie wird ein Jobticket, das der Arbeitgeber seinen Mitarbeitern gewährt, steuerlich behandelt? 
Und wie wird die Freigrenze von 44 EUR richtig angewendet? Das Bayerische Landesamt für 
Steuern beantwortet diese Fragen. 

Hintergrund 

Sachbezüge, die mit dem üblichen Endpreis am Abgabeort zu bewerten sind, sind steuer- und 
sozialversicherungsfrei, wenn sie 44 EUR monatlich nicht übersteigen. Zuzahlungen der Mitarbeiter 
werden dabei abgezogen. 

Bei der monatlichen Überlassung einer Monatsfahrkarte oder einer Fahrberechtigung für ein Jobticket, 
das für einen monatlichen Zeitraum gilt, ist die Freigrenze anwendbar. 
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Für die Anwendung der Freigrenze kommt es aber auf den monatlichen Zufluss an. Gilt das Jobticket für 
einen längeren Zeitraum (z. B. Jahresticket), fließt grundsätzlich der Vorteil insgesamt bei Überlassung 
des Jobtickets zu. Die 44-EUR-Grenze wird dann natürlich überschritten. 

Gestaltungsmöglichkeiten 

Auch wenn das Jobticket selbst für einen längeren Zeitraum gilt, sind Fälle möglich, in denen die 44 EUR 
nicht überschritten werden: 

o Es werden tatsächlich monatliche Tickets ("Monatsmarken") monatlich ausgehändigt werden. 
o Tickets, die an sich für einen längeren Zeitraum gelten, werden jeden Monat 

"aktiviert/freigeschaltet". 

Liegt keiner dieser Fälle vor, kommt es auf die Tarif- und Nutzungsbestimmungen an: Sehen diese für ein 
Jobticket vor, dass die jeweilige monatliche Fahrberechtigung durch die rechtzeitige monatliche Zahlung 
erworben wird, soll der geldwerte Vorteil aus dem Sachbezug "Jobticket" monatlich zufließen und damit 
die 44-EUR-Grenze anwendbar sein. 

23. Private Nutzung eines Fitnessstudios durch Arbeitnehmer unterliegt der Umsatzsteuer 

Dürfen die Arbeitnehmer das Fitnessstudio und andere Sportangebote des Arbeitgebers 
unentgeltlich nutzen, löst dies Umsatzsteuer aus. 

Hintergrund 

Eine GmbH unterhielt ein Fitnessstudio, das ihre Arbeitnehmer außerhalb der Dienstzeiten unentgeltlich 
nutzen konnten. Daneben bot sie den Arbeitnehmern verschiedene Kurse (z. B. Spinning, Aerobic, Step-
Aerobic, und Nordic-Walking) ebenfalls unentgeltlich an. 

Das Finanzamt sah hierin einen umsatzsteuerpflichtigen Sachbezug und setzte für die Überlassung den 
auch für Zwecke der Lohnsteuer zu Grunde gelegten Wert in Höhe von 33,60 EUR (brutto) pro Monat 
und Person an. Die GmbH war demgegenüber der Auffassung, dass die Zurverfügungstellung von 
Sportanlagen nicht umsatzsteuerbar sei. Es handele sich um Leistungen zur Verbesserung des 
allgemeinen Gesundheitszustands ihrer Arbeitnehmer. 

Entscheidung 

Das Finanzgericht schloss sich der Auffassung der GmbH nur teilweise an. Die Überlassung der 
Sporteinrichtungen an die Arbeitnehmer stelle zunächst keine entgeltliche Leistung in Form eines 
tauschähnlichen Umsatzes dar. Die Arbeitnehmer haben keinen Teil ihrer Arbeitsleistung als 
Gegenleistung für die Nutzung der Sportanlagen aufgewendet. Sowohl der Umfang der auszuführenden 
Arbeitsleistungen als auch die Höhe des gezahlten Barlohns waren unabhängig von der 
Inanspruchnahme der Sachzuwendungen. 

Allerdings liegt eine unentgeltliche Wertabgabe an die Arbeitnehmer für deren privaten Bedarf vor. Das 
Fitnessstudio und die Kursangebote hat die Klägerin den Arbeitnehmern nicht überwiegend aus 
betrieblichem Interesse zur Verfügung gestellt. Allgemein gesundheitsfördernde Maßnahmen liegen in 
erster Linie im persönlichen Interesse der Arbeitnehmer. Im Streitfall folgt das persönliche Interesse der 
Arbeitnehmer daraus, dass die Teilnahme am Sportangebot freiwillig gewesen und außerhalb der 
Dienstzeit erfolgt sei. 

Schließlich handelt es sich bei der dauerhaften Zurverfügungstellung eines Fitnessstudios mit Angeboten 
nicht um bloße Aufmerksamkeiten. 

24. Unter welchen Voraussetzungen kann ein verbleibender Verlustvortrag festgestellt werden? 

Eine Verlustfeststellung ist nur dann möglich, wenn der Einkommensteuerbescheid des 
entsprechenden Jahres noch geändert werden kann. Steuerpflichtige sollten deshalb ihre 
Verluste rechtzeitig geltend machen. 
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Hintergrund 

Im Jahre 2009 setzte das Finanzamt die Einkommensteuer eines Unternehmers für 2006 auf 63.000 
EUR fest. Infolge einer Betriebsprüfung änderte das Amt den bestandskräftigen Bescheid knapp 2 Jahre 
später und erhöhte die festgesetzte Steuer auf 80.000 EUR. In einem dagegen gerichteten Einspruch 
machte der Unternehmer daraufhin erstmals für 2006 einen Verlust i. H. v. 570.000 EUR geltend und 
beantragte die Feststellung eines verbleibenden Verlustvortrags auf den 31.12.2006. Dies lehnte das 
Finanzamt jedoch ab. 

Entscheidung 

Nach dem Urteil des Finanzgerichts hat das Finanzamt die Verlustfeststellung zu Recht abgelehnt. Nach 
dem Einkommensteuergesetz müssen die Besteuerungsgrundlagen bei der Feststellung des 
verbleibenden Verlustvortrags so berücksichtigt werden, wie sie in den entsprechenden 
Steuerfestsetzungen zu Grunde gelegt worden sind. Dies folgt aus der inhaltlichen Bindung des 
Verlustfeststellungsbescheids an den Einkommensteuerbescheid. Ist der Einkommensteuerbescheid des 
betreffenden Veranlagungszeitraums nicht mehr änderbar, entfällt damit auch die Verlustfeststellung. 

Die in 2006 verbliebenen negativen Einkünfte durften deshalb nicht in eine Verlustfeststellung eingehen, 
da sie der Besteuerung nicht "zu Grunde gelegt" worden sind. Denn das Finanzamt hatte die 
Einkommensteuer nicht auf 0 EUR festgesetzt, sondern wegen der eingetretenen Teilbestandskraft 
lediglich auf 63.000 EUR. 

25. Hintergrunddienst der Rettungshelfer: Vergütungen sind steuerfrei 

Rettungshelfer sind nicht nur für Rettungseinsätze da. Sie werden z. B. auch für den 
Hintergrunddienst von Hausnotrufbetreibern benötigt. Die für diese Tätigkeit gezahlte Vergütung 
ist steuerfrei. 

Hintergrund 

Ein gemeinnütziger Verband der freien Wohlfahrtspflege behandelte Aufwandsentschädigungen an 
Helfer im sog. Hintergrunddienst des Hausnotrufdienstes als steuerfrei. Das Finanzamt vertrat 
demgegenüber die Auffassung, dass die Steuerfreiheit nur insoweit eingreife, als die Helfer tatsächlich 
Rettungseinsätze ausführten. Die eigentliche Tätigkeit im Hausnotrufdienst falle jedoch nicht darunter. 

Gegen die vom Finanzamt erlassenen Lohnsteuer-Nachforderungsbescheide legte der Verein erfolglos 
Einspruch ein. 

Entscheidung 

Die Klage hatte jedoch Erfolg. Das Finanzgericht entschied, dass die an die Helfer im sog. 
Hintergrunddienst des Hausnotrufs gezahlten Vergütungen vollumfänglich der Steuerbefreiung 
unterliegen. Nach der gesetzlichen Regelung bleiben Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten u. a. 
zur Pflege alter, kranker oder behinderter Menschen im Dienst oder im Auftrag einer inländischen 
juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einer Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, 
mildtätiger und kirchlicher Zwecke bis zur Höhe von 2.400 EUR steuerfrei. Die Tätigkeit der Helfer im 
sog. Hintergrunddienst des Hausnotrufs beinhaltet auch die Pflege alter, kranker und behinderter 
Menschen. Dies gilt sowohl für die Zeiten, in denen die Helfer tatsächlich Rettungseinsätze ausführen, 
als auch für die Bereitschaftszeiten für derartige Einsätze. Denn wenn schon die bloße körperliche Pflege 
eines Menschen begünstigt ist, muss dies erst recht für dessen Lebensrettung und Gesunderhaltung 
gelten. Dies gilt jedoch nicht nur, soweit die Helfer im Hintergrunddienst tatsächlich Rettungseinsätze 
ausführen, sondern auch für die Zeiten, in denen sie sich für solche Einsätze lediglich bereithalten. 

 
 
 
 
 
 
 
 

https://products.haufe.de/#link?productid=PI11940&docid=HI854593
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Weiterführende Hinweise:   

 

1. Entgeltfortzahlung: Urlaub oder Kur? 

BAG, Urteil v. 25.5.2016, 5 AZR 298/15; Vorinstanz: LAG Niedersachsen, Urteil v. 27.3.2015, 10 Sa 

1005/14 

Ob eine Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation vorliegt, bestimmt sich nach der 

sozialrechtlichen Legaldefinition in § 107 Abs. 2 SGB V, denn die Neuformulierung des § 9 EFZG sollte 

auch der formalen Anpassung an die sozialversicherungsrechtlichen Regelungen dienen. Der Kur-und 

Wellnesscenter auf Langeoog genügte den Anforderungen offensichtlich nicht. 

2. Elternzeit: Verlangen per Fax ist unwirksam 

BAG, Urteil v. 10.5.2016, 9 AZR 145/15; Vorinstanz: Hessisches LAG, Urteil v. 8.1.2015, 9 Sa 1079/14 

3. Entfernungspauschale: Unfallkosten sind mit abgegolten 

FG Rheinland-Pfalz, Urteil v. 23.2.2016, 1 K 2078/15 

Weil es sich "nur" um das Urteil eines Finanzgerichts handelt, wird sich an der Verwaltungsauffassung wohl 

vorläufig nichts ändern. Auch der BFH hatte bereits entschieden, dass auch außergewöhnliche 

Aufwendungen durch die Entfernungspauschale abgegolten sind (BFH, Urteil v. 20.3.2014, VI R 29/13, 

BStBl 2014 II S. 849). 

4. Beiträge zur Berufshaftpflichtversicherung: Bei angestelltem Rechtsanwalt kein Arbeitslohn 

BFH, Urteil v. 10.3.2016, VI R 58/14 

Die Entscheidung gilt nicht nur für Sozietäten in der Rechtsform der GbR, sondern ebenso für 

Einzelkanzleien. Die Grundsätze gelten entsprechend für andere Berufsgruppen, z. B. auch für 

Steuerberater. 

Der Streitfall betrifft nicht die Beiträge zu der eigenen Berufshaftpflichtversicherung eines angestellten 

Rechtsanwalts. Übernimmt der Arbeitgeber diese Beiträge, handelt es sich um Arbeitslohn (BFH, Urteil v. 

26.7.2007, VI R 64/06). Denn der Rechtsanwalt ist gesetzlich verpflichtet, eine 

Berufshaftpflichtversicherung abzuschließen. Der Abschluss dieser Versicherung ist unabdingbar für die 

Ausübung des Berufs. Die Übernahme der Beiträge durch den Arbeitgeber liegt daher nicht in dessen ganz 

überwiegendem eigenbetrieblichen Interesse, sondern auch im wesentlichen Interesse des angestellten 

Rechtsanwalts. 

5. Wann Säumniszuschläge erlassen werden können 

Sächsisches FG, Urteil v. 17.2.2016, 8 K 900/15 

Zahlungsunfähigkeit ist das auf dem Mangel an Zahlungsmitteln beruhende dauernde Unvermögen des 

Schuldners, seine sofort zu erfüllenden Geldschulden noch im Wesentlichen zu berichtigen. Zur Klärung 

der Frage, ob und ggf. inwieweit Zahlungsunfähigkeit vorliegt, ist für jeden Monat, in dem 

Säumniszuschläge entstanden sind, festzustellen, in welcher Höhe Steuer- und sonstige Verbindlichkeiten 

fällig waren und in welchem Umfang Zahlungsmittel zur einigermaßen zeitnahen Bedienung der fälligen 

Verbindlichkeiten verfügbar waren. 

6. Achtung, wenn der Vorläufigkeitsvermerk ersetzt und eingeschränkt wird 

BFH, Urteil v. 14.7.2015, VIII R 21/13 

Der BFH bekräftigt somit, dass ein Vorläufigkeitsvermerk bis zu seiner ausdrücklichen Aufhebung wirksam 

bleibt. Er bleibt auch trotz einer nachfolgenden Änderungsveranlagung unverändert bestehen, und zwar 

auch dann, wenn die Änderungsveranlagung auf eine (andere) Korrekturvorschrift gestützt wird. Eine 

stillschweigende Aufhebung des Vorläufigkeitsvermerks ist ausgeschlossen. 

Wird die Vorläufigkeit in einem Änderungsbescheid im Verhältnis zum Ursprungsbescheid inhaltlich 

eingeschränkt und damit neu bestimmt, muss der Bescheidadressat den geänderten Vorläufigkeitsvermerk 

so verstehen, dass der Umfang der Vorläufigkeit gegenüber dem ursprünglichen Bescheid geändert und 

abschließend neu umschrieben worden ist. Soll die Vorläufigkeit in dem ursprünglichen Umfang erhalten 

bleiben, muss daher der Änderungsbescheid, der die Vorläufigkeit einschränkend neu bestimmt, 

angefochten werden. 

7. Welche Rolle spielen Steuer-CDs für die Wirksamkeit einer Selbstanzeige? 

Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, Beschluss v. 30.10.2015, 2 Ss 63/15 (71/15) 
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Bei medialer Berichterstattung über einen Steuer-CD-Ankauf geht das OLG also relativ schnell davon aus, 

dass ein Anleger mit seiner Tatentdeckung rechnen muss und somit die strafbefreiende Wirkung der 

Selbstanzeige entfällt. Nach dem Leitsatz des Beschlusses gilt dies jedenfalls dann, wenn die Medien 

explizit über die Bank des Anlegers berichtet haben. Der Weg in die Straffreiheit wird mit zunehmender 

Intensität der Berichterstattung also stetig schmaler. 

8. Prozesskosten einer Klage auf Schmerzensgeld sind keine außergewöhnlichen Belastungen 

BFH, Urteil v. 17.12.2015, VI R 7/14, veröffentlicht am 6.4.2016 

Nach § 33 EStG gilt: "Aufwendungen für die Führung eines Rechtsstreits (Prozesskosten) sind vom Abzug 

ausgeschlossen, es sei denn, es handelt sich um Aufwendungen ohne die der Steuerpflichtige Gefahr liefe, 

seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse in dem üblichen Rahmen 

nicht mehr befriedigen zu können". Für die Praxis wichtig ist, dass es dabei grundsätzlich nicht auf die 

Erfolgsaussichten des Prozesses ankommt, wobei allerdings mutwillige Prozessführungen ausgeschlossen 

sein müssen. Da diese Neuregelung erst ab 2013 gilt, kam sie im Entscheidungsfall (Streitjahr 2011) noch 

nicht zur Anwendung. Umstritten und damit noch klärungsbedürftig ist, ob die Neuregelung strikt im Sinne 

der bisherigen BFH-Rechtsprechung zu verstehen ist oder ob die Anerkennung von Prozesskosten 

nunmehr engeren Kriterien unterliegt. 

9. Wann die Kosten einer Heimunterbringung als außergewöhnliche Belastungen abziehbar sind 

Niedersächsisches FG, Urteil v. 15.12.2015, 12 K 206/14 

Da der BFH in seinem Urteil vom 15.4.2010 (VI R 51/09, BStBl 2010 II S. 794) ausdrücklich offen gelassen 

hat, ob die Kosten einer Heimunterbringung, abweichend von seiner bisherigen Rechtsprechung, auch 

dann im Rahmen des § 33 EStG zu berücksichtigen sind, wenn ein Steuerpflichtiger erst nach dem Umzug 

in das Altenheim krank und pflegebedürftig geworden ist, hat das Finanzgericht die Revision zugelassen. 

Die Revision wurde eingelegt und wird beim Bundesfinanzhof unter dem Az VI R 3/16 geführt. 

10. Umsatzsteuer: Ist die Anmietung von Parkplätzen für Mitarbeiter steuerpflichtig? 

BFH, Urteil v. 14.1.2016, V R 63/14 

11. Private Internetnutzung am Arbeitsplatz: Arbeitgeber darf Arbeitnehmer kontrollieren 

Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte, Urteil v. 12.1.2016, 61496/08 

Mit diesem Urteil hat der EGMR festgestellt, dass die private Nutzung des Internets kein Menschenrecht ist. 

Denn dann hätte der Arbeitgeber die Nutzung gar nicht einschränken dürfen. Die Entscheidung ist für alle 

Länder bindend, die die Europäische Menschenrechtskonvention unterzeichnet haben, also auch für 

Deutschland. 

12. Gerichtsverfahren: Welche Entschädigung gibt es bei überlanger Verfahrensdauer? 

BFH, Urteil v. 2.12.2015, X K 7/14 

Entschädigungsklagen kommen verhältnismäßig selten vor. Denn Voraussetzung dafür ist die Erhebung 

einer Verzögerungsrüge in dem Ausgangsverfahren vor dem FG oder vor dem BFH (§ 198 Abs. 3 GVG). 

Die Verzögerungsrüge soll und wird erfahrungsgemäß das Gericht zu einer Beschleunigung veranlassen, 

sodass es gar nicht zur Frage einer Entschädigung kommt. Zieht sich ein Verfahren unangemessen lange 

hin, kann auch an eine Dienstaufsichtsbeschwerde gedacht werden, die an den Präsidenten des Gerichts 

zu richten ist. 

13. Sturz in der Reha-Klinik: Arbeitsunfall ja oder nein? 

Sozialgericht Aachen, Urteil v. 15.1.2016, S 6 U 284/14 

Gegen das Urteil ist die Berufung zum Landesozialgericht für das Land Nordrhein-Westfalen in Essen 

möglich. 

14. Umsatzsteuer: Sind Leistungen eines Laborarztes steuerbefreit? 

FG Berlin-Brandenburg, Urteil v. 10.11.2015, 2 K 2409/13 

Das Finanzgericht hielt sich eng an die Ausführungen des FG Hamburg im Urteil vom 23.10.2013 (2 K 

349/12), das für die Steuerbefreiung ebenfalls kein Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und Patienten 

vorausgesetzt hat. Im Hamburger Verfahren ist die Revision zum BFH letztlich an Zulässigkeitsfragen 

gescheitert, sodass eine höchstrichterliche Klärung bislang ausblieb. 
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Das FG Berlin-Brandenburg hat die Revision gegen sein Urteil nun ebenfalls zugelassen, sodass der BFH 

möglicherweise in einem zweiten Anlauf die Gelegenheit zur Stellungnahme erhält. Ein Aktenzeichen des 

BFH-Verfahrens ist noch nicht bekannt. 

15. Studienkosten der eigenen Kinder: Kein Abzug als Betriebsausgaben 

FG Münster, Urteil v. 15.1.2016, 4 K 2091/13 E 

16. Unerlaubte Mehrarbeit: Wie sind Zahlungen steuerlich zu behandeln? 

FG Münster, Urteil v. 1.12.2015, 1 K 1387/15 E 

Die vom Senat zugelassene Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem Az IX R 2/16 anhängig. 

Die EU-Arbeitszeitrichtlinie (RL 2003/88/EG) begrenzt die wöchentliche Arbeitszeit für Arbeitnehmer 

inklusive aller Überstunden auf 48 Stunden. Darüber hinaus ist Mehrarbeit nur in begrenzten 

Ausnahmefällen zulässig. Diese Regelung ist entsprechend in das deutsche Arbeitszeitgesetz 

aufgenommen worden. Oftmals enthalten Arbeitsverträge auch Klauseln, dass Überstunden mit der 

Zahlung des Gehalts abgegolten sind. Diese pauschalen Klauseln sind problematisch, wenn überhaupt kein 

Ausgleich der Überstunden erfolgt. Fordert ein Mitarbeiter erfolgreich die geleisteten Überstunden ein, etwa 

im Rahmen eines Gerichtsprozesses, wird hierauf Lohnsteuer und Sozialversicherung fällig. Dies kann 

dann neben den Nachzahlungen von Gehalt und Lohnsteuer auch noch zu weiteren Belastungen mit 

Sozialversicherungsbeiträgen führen. 

17. Häusliches Arbeitszimmer: Gemischte Nutzung ist nicht erlaubt 

BFH, Beschluss v. 27.7.2015, GrS 1/14 

Nach der Anerkennung der Aufteilung der Reisekosten bei gemischt beruflich/betrieblicher und privater 

Veranlassung und damit verbunden der Aufgabe des bis dahin geltenden allgemeinen Aufteilungs- und 

Abzugsverbots durch den Großen Senat war allgemein eine Rechtsprechungsänderung hin zur Aufteilung 

der Raumkosten bei gemischter Nutzung erwartet worden. Trotz des nunmehr vorliegenden Beschlusses 

des Großen Senats wird die weitere Entwicklung längerfristig in diese Richtung gehen, zumal auch 

innerhalb des BFH unterschiedliche Auffassungen vertreten werden. 

Wichtig ist, dass der BFH für die Berücksichtigung der Raumkosten keine ausschließliche 

betriebliche/berufliche Nutzung verlangt. Die "nahezu" ausschließliche Nutzung zur Erzielung von 

Einnahmen genügt. Eine unbedeutende private Nutzung, die regelmäßig bis zur Grenze von 10 % 

angenommen wird, ist grundsätzlich zu vernachlässigen. Es dürfte daher unschädlich sein, wenn in dem 

Arbeitszimmer gelegentlich privater Schriftverkehr erledigt wird oder wenn dort ausnahmsweise einmal ein 

Gast übernachtet. 

18. Haushaltsnahe Dienstleistungen: Notrufsystem ist begünstigt 

BFH, Urteil v. 3.9.2015, VI R 18/14 

Der BFH legt den Begriff des Haushalts räumlich-funktional aus. Die Grenzen des Haushalts werden nicht 

durch die Grundstücksgrenze abgesteckt, sondern umfassen auch Leistungen, die jenseits der 

Grundstücksgrenze erbracht werden, wenn sie noch in unmittelbarem räumlichem Zusammenhang zum 

Haushalt durchgeführt werden und dem Haushalt dienen. Der BFH bejaht dies für das Notrufsystem damit, 

dass der Leistungserfolg in der Wohnung eintritt. Unerheblich ist, dass sich die Notrufzentrale außerhalb 

des Haushalts befindet. 

Die Entscheidung hat nicht nur Bedeutung für Heimbewohner. Die Grundsätze sind darüber hinaus auf alle 

Fälle übertragbar, in denen eine (normale) Wohnung wegen gesundheitlicher Beeinträchtigungen der 

Bewohner mit einem Notrufsystem verbunden wird. Das muss unabhängig davon gelten, ob die 

Notrufzentrale im gleichen Gebäude bzw. in dessen räumlicher Nähe untergebracht ist. Auch wenn der 

Notruf über die Telefonleitung zu einer weit entfernten Zentrale geleitet wird, tritt der Leistungserfolg, die 

jederzeitige Sicherstellung schneller Hilfe, in der Wohnung und damit im Bereich des Haushalts ein. 

19. Heileurythmistin: Keine freiberufliche Tätigkeit 

Niedersächsisches FG, Urteil v 28.4.2015, 13 K 50/14 

Das Urteil verdeutlicht die hohen Anforderungen an die Einkünfte aus freiberuflicher Tätigkeit. 

Voraussetzung ist insbesondere eine staatlich verliehene bzw. anerkannte Berufsbezeichnung. Von 

lediglich untergeordneter Bedeutung ist die Dauer der Berufsausbildung, die hier 5 1/2 Jahre in Vollzeit 

betrug. Abschließend sei an dieser Stelle noch auf die Möglichkeit der Anrechnung der Gewerbesteuer auf  
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die Einkommensteuer gem. § 35 EStG sowie den Freibetrag § 11 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 EStG i. H. v. 24.500 

EUR hingewiesen. 

20. Verpflegung durch Arbeitgeber führt nicht immer zu Arbeitslohn 

FG Hamburg, Urteil v. 17.9.2015, 2 K 54/15 

Das Urteil ist rechtskräftig. 

Ähnlich hatte der BFH bereits im Jahr 2010 einen Fall beurteilt, in dem der Arbeitgeber die 

Besatzungsmitglieder an Bord eines Flusskreuzfahrtschiffes unentgeltlich verpflegt hatte (BFH, Urteil v. 

21.1.2010, VI R 51/08, BStBl 2010 II S. 700). Grundvoraussetzung war auch da, dass die 

Mahlzeitengestellung zu den betriebsnotwendigen Abläufen gehört. 

Die Voraussetzung dürfte z. B. bei Mitarbeitern in Kindergärten und Behinderteneinrichtungen ebenfalls 

erfüllt sein, die verpflichtet sind, ihre Mahlzeiten zusammen mit den ihnen anvertrauten Personen 

einzunehmen. Eine Anrufungsauskunft erscheint aber je nach Einzelfall empfehlenswert. 

21. Kündigung: Wann gilt diese als zugegangen? 

LAG Schleswig-Holstein, Urteil v. 13.10.2015, 2 Sa 149/15 

Auf den Fall des Zugangs einer Kündigungserklärung ist die Sonntagsregelung des § 193 BGB weder 

unmittelbar noch analog anwendbar. § 193 BGB bestimmt, dass eine innerhalb einer bestimmten Frist 

abzugebende Willenserklärung noch als rechtzeitig gilt, wenn der Ablauf der Frist auf einen 

Sonntag/Feiertag fällt und die Willenserklärung dem Erklärungsempfänger am darauf folgenden Werktag 

zugeht. Hierzu hat der BGH entschieden, dass diese Regelung auf die Kündigungsfristen des BGB 

grundsätzlich nicht anwendbar ist, weil diese nicht vom Schutzzweck des § 193 erfasst würden (BGH, Urteil 

v. 17.02.2005, III ZR 172/04). 

Das Gleiche gilt für die Wartefrist des § 1 Abs. 1 KSchG (BAG, Urteil v. 24.10. 2013, 2 AZR 1057/13). 

22. Jobtickets: Wann ist die 44-EUR-Grenze anwendbar? 

Bayerisches Landesamt für Steuern, Verfügung v. 12.8.2015, S 2334.2.1-98/5 St32 

Die Oberfinanzdirektion Nordrhein-Westfalen beurteilt den Zuflusszeitpunkt anders: Danach bleibt die 

monatliche Abbuchung oder Zahlung des Entgelts für die Jobtickets ebenso wie Sonderkündigungsrechte 

oder die Möglichkeit des unterjährigen Einstiegs unberücksichtigt (Kurzinfo LSt 7/2014 vom 24.11.2014). Je 

nach Bundesland sollte für diese Fälle also eine Auskunft vom Finanzamt eingeholt werden. 

23. Private Nutzung eines Fitnessstudios durch Arbeitnehmer unterliegt der Umsatzsteuer 

FG Münster, Urteil v. 1.10.2015, 5 K 1994/13 U 

24. Unter welchen Voraussetzungen kann ein verbleibender Verlustvortrag festgestellt werden? 

FG München, Urteil v. 1.6.2015, 10 K 650/14 

Besteuerungsgrundlagen werden also nur insoweit der Steuerfestsetzung "zu Grunde gelegt" i. S. d. § 10d 

Abs. 4 Satz 4 EStG und sind damit "feststellungsfähig", wie sie sich auf die Höhe der festgesetzten 

Einkommensteuer ausgewirkt haben. Das Finanzgericht ließ die Revision wegen grundsätzlicher 

Bedeutung der Rechtssache zu. 

25. Hintergrunddienst der Rettungshelfer: Vergütungen sind steuerfrei 

FG Köln, Urteil v. 25.2.2015, 3 K 1350/12 

Die Entscheidung des Finanzgerichts bringt eine begrüßenswert weite Auslegung der Befreiungsvorschrift 

zum Ausdruck und verstärkt so vielleicht die Anreize, sich im sozialen Bereich vermehrt zu engagieren. 

Auch angesichts einer ständig zunehmenden Anzahl von noch rüstigen Rentnern und Pensionären und 

zunehmender gesamtgesellschaftlicher Aufgaben ein Signal in die richtige Richtung. 


